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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. unterstützt die durch die vorgeschlagenen Mittelaufstockungen belegte Absicht der 
Kommission, Teilrubrik 1a besser zu nutzen, um die europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken, indem Forschung, Innovation und zukunftsträchtige Investitionen gefördert 
werden; hebt jedoch hervor, dass noch aktivere EU-Maßnahmen in diesen Bereichen eine 
Vorbedingung dafür sind, dass es mit der Strategie Europa 2020 gelingt, Arbeitsplätze und 
nachhaltiges Wachstum zu schaffen;

2. begrüßt die Tatsache, dass die Obergrenze der Teilrubrik 1a – vorgeschlagen sind 
129,4 Mio. Euro – gegenüber dem Haushaltsplan 2011 und der aktuellen Finanzplanung 
angehoben wurde; ist dennoch besorgt, dass die betreffende Marge in Anbetracht des 
notwendigen Spielraums zur flexiblen und wirksamen Unterstützung des wirtschaftlichen 
Aufschwungs immer noch zu gering ist;

3. betont, dass die europäischen Aufsichtsbehörden bei der Wahrung der Marktstabilität eine 
entscheidende Rolle übernehmen und angemessen finanziert werden müssen, damit 
Reformen der betreffenden Vorschriften Wirkung zeigen können; begrüßt die für alle drei 
Behörden vorgeschlagenen Mittelaufstockungen als wichtige Schritte im Rahmen ihrer 
Aufbauverfahren; betont, dass für sämtliche zusätzlichen Aufgaben, die diesen Behörden 
übertragen werden, umgehend die entsprechenden zusätzlichen Mittel bereitgestellt 
werden müssen; hebt u. a. hervor, dass die für die Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA) in den Bereichen Leerverkäufe und Derivate geplanten 
neuen Zuständigkeiten sich umgehend im Haushaltsverfahren 2012 widerspiegeln müssen, 
sobald die Rechtsgrundlagen geschaffen wurden;

4. unterstützt die für das Programm CIP-EIP vorgeschlagene umfangreiche Aufstockung der 
Zahlungen als unverzichtbare Reaktion auf den positiven Trend der die Krise 
überwindenden KMU; weist darauf hin, dass die auf den jüngsten Entwicklungen 
basierenden aktuellen Mittelanträge als vorläufig zu betrachten sind; betont daher die 
Tatsache, dass während des gesamten Haushaltsverfahrens 2012 die Bereitschaft gegeben 
sein sollte, die Zahlungen im Rahmen dieses Programms weiter anzuheben, wenn der 
Aufschwung sich in den nächsten Monaten als stärker als derzeit prognostiziert erweisen 
sollte;

5. begrüßt die personelle Verstärkung der GD ECFIN mittels kommissionsinterner 
Neuverwendungen zur Gewährleistung einer adäquaten Beobachtung der Wirtschaftslage 
in den Mitgliedstaaten; unterstreicht, dass diese GD weiter verstärkt werden muss, um 
wesentliche Zusatzaufgaben bewältigen zu können, sobald das Maßnahmenpaket zur 
wirtschaftspolitischen Steuerung beschlossen wurde;

6. hält die vorgeschlagenen Mittelkürzungen für das Statistikprogramm der Union und die 
sehr begrenzten – nicht einmal der Inflationsrate entsprechenden – Erhöhungen der 
Personalausgaben im Politikbereich “Statistik” für besorgniserregend; betont, dass 
unbedingt kontinuierlich kontrolliert werden muss, dass die Ressourcen von Eurostat der 
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zunehmenden Arbeitsbelastung und den gestiegenen Qualitätsanforderungen im 
Schlüsselbereich Wirtschafts- und Finanzstatistik gerecht werden;

7. hebt hervor, dass der Bekämpfung von Steuerbetrugsfällen hohe Priorität eingeräumt 
werden muss und dass die für das Programm Fiscalis 2012 vorgeschlagenen Mittel nicht 
ehrgeizig genug sind;

8. begrüßt die interessante Initiative der Kommission betreffend ein neues Pilotprojekt zur 
verstärkten Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die Politikgestaltung der EU auf dem 
Gebiet der Finanzdienstleistungen.


